
II-288 der Beilagen zU'den stenographischen Protokollen·des·Nationalra1es 
XI. Gesetzgebungsperiode 

32/A A n t r a g 

der Abgeordneten Dr e K 1 e i n e r , Dr. B r 0 da· , Rosa J 0 c h man 

Dr. Hertha F i r n b e r g , M 0 s e r , Dr. Stella K 1 e i n - L Ö w , 
L u P t 0 VI i t s S k r i t e k v Herta VI i n k 1 e r und ,Genossen, 

betreffend ein Bundesgesetz~ mit dem die Bestimmungen der Strafprozeßordnung 

1960 über das standrechtliche Verfahren aufgehoben werden. 

-01-0-0-0-

Der vom damaligen Bundesminister für JustizDr. Broda im.Jahre1965 

zur Stellungnahme im Begutachtungsverfahren versendete Entwurf. eines ,Straf­

prozeßänderungsgesetzes 1965 hat in seiner Ziffer 102 den Entfall.desXXV. 

lIauptstückes der geltenden.Strafprozeßordnung,vorgesehen"das das~stand-. 

rechtliche Verfahren regelt. In den.Erläuternden.Bemerkungen zu.diesem 

Gesetzentwurf sind die Gründe für die.vorgeschlagene.Gesetzesänderung.ein­

gehend dargelegt.worden. 

Die Erläuternden Bemerkungen. des·Bunde,smini.ster,iums" für. Justiz heben 

n , 

in .Bezug.auf die geltende .Rechtslage.(§§.429.bis.446).der.Strafprozeßordnung 

hervor, daß die VerkUndung.des-Standrechtes-jeweils.politischen.oder~erwaltungs­

instanzen,. niemals aber . einem .Rechtsprechungsorgan .zus,teht V" ferner, ~ daß. die 

VerkUndung des Standrech tes die Wirkung .einer . Zustindigkei,tsverschiehung, . 

eines Ausschlusses der Laiengerichtsbarkeit ,. einer ,Beschle,unigung, und .. Ver­

einfachung des Verfahrens,. einer dem .materiel·len .Strafgesetz .zugehörigen, 

sehr erheblichen .Erhöhung der Strafdr.ohung .. und. eines .Ausschlusses.j eglichen 

Rechtsmittels hat. Nach den.Erläuternden.Bemerkungen.zum.Strafprozeß­

änderungsgesetz 1965. steht der Ausschluß. der . Lai.eng,erich,tsbarkeit. im .. Wider­

spruch zu dem Grundsatz des Art. 91 Be-VG.;. die .Beschl,euniguns .. und .Verein­

fachung des Verfahrens sowie. der. Ausschluß j edes,Rechtsmi.ttels _vermindern 

zwangsläufig die Garantien für. die ßich tigkei t . der -Entscheidung. ~ Die ,Ein­

richtung .einer . solchen -Sondergerich,tsbarkei t. kann .daher. in .einem .Rechts-

staat weiterhin nur. dann in Kauf. genommen .werden,. wenn "ohne .diese .,.Einrich.tung 

die Strafrech.tspflege. in den. schwersten, . dem ,standrech,tlichen .V(~rfahren 

vorbehal tenenVerbrechensfällennich t oder.nich t .mi t . vollem .Erfolg., aufrecht­

erhaI ten werden könnte •. Dies - so· stellen. die .Erläu,ternden .Bemerkungen~ fest -

ist aber nicht der FalL Die Verkehrsverhältnisse.derGeg.enwarLlassen,je­

derzeit den Einsatz jener staatlichen Machtmittel-in.jedem.Punkt.des.Bund.es­

gebietes zu, die nötig sind, um das besonders.gefahrdrohende.Umsichgreifen 

der dem. standrech tlichen Verfahren. zugehöri8en • Verbr.echen . zu '. verhindern 0 

Rechtvergleichend verweisen.die.Erläuternden~Bemerkungendarauf,.daß.die 

meisten demokratischen Staaten eine dem.standrechtlichen.'t7erfahren.vergleich­

bare Sondergerichtsbarkeit nicht, zumindest nicht als eine jederzeit zu 

aktivierende Einrichtung kennen. 
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Die sozialh3tischenAbgeordneten' treten' die SAn ,Ausführungen in den 

ErläuterndenBemerkungen'zumStrafprozeßänderungsgesetz ,19659 die die recht­

liche Seite der Angelegenheit betreffen,' voll bei. Dasstandgerichtliehe 

Verfahren als ein Teil der geltenden Rechtsordnung der Republik Österreich 

stellt ein Delikt aus den Zeiten des Absolutismus und der Honarchie dar, 

dessen weitere Aufrechterhaltung nichtmehrgerechtfertigtowerden kann. Da 

mit der Einbringung von Regierungsvorlagen·über die·Strafrechtsfeform auf 

Grund ,der einstimmig ge faßten Entschließung,des~NationaJ.rates.vom 2. Juni 1954, 

insbesondere auch über ein Strafprozeßänderungsgesctz!,in.absehbarer Zeit 

nicht zurechnen ist~ legen die sozialistischen.Abgeor-dneten~den.nachstehen­

den Initiativantrag auf Abschaffung des standgerichtlichen.Verfahrens vor. 

Die sozialistischen Abgeordneten haben mit.Befriedigung.zur.Kenntnis ge­

nommen! daß auch Abgeordnete· anderer Fraktionen· sowie ... der Herr . Bundes­

minister·für Justiz in grundsätzlicher-Ubereinstimmung.mit,den Zielen.des 

unter einem von der Sozialistischen Partei.gestellten.Justizminister.aus­

gearbeitet~n,Entwurfesdes·Strafprozeßänderungsgesetzes .1965-für.eine 

Beseitigung des.standrechtlichenVerfahrens.eintreten •. Im.Gegensatzaller­

dings zu· der vom Herrn Bundesminister '. für· Justiz. bekanntgegebenen Absicht, 

er werde zur gegebenen Zeit die.Aufhebung des.Standrechtes.unddie.Aufhebung 

der M~glichkeit der Anwendung der modesstrafe.im.Standrecht.betreffende 

Gesetzentwürfe ausarbeiten lassen j ' .. sind, die .. sozialistischen Abgeordneten 

der Meinung, daß solche legislative Vorarbeiten.von Regierungsseite.nicht 

notwendig sind. Zur Beseitigung des-standrechtlichen.Verfahrens muß der 

langwierige Weg bis zur Einbringung einer Regierungsvorlage nicht beschrit­

ten werden; die gesetzgeberischen . Haßnahmen .können '.' vielmehr .. vom Nationalrat 

selbst eingeleitet werden! ohne daß indiesem.Fall_eineRegierungsinitiative 

abgewartet werden muß o Die sozialistischen.Abgeordneten.weisen.mit.Nachdruck 

darauf. hin, daß.die Aufhebung.der.standrechtlichen.Bestimmungen.nicht.bloß 

aus den erwähnt.en rechtlichen GrÜndengebo,ten.ist.DieFrage des Standrechtes 

und der Verhängung der-Todesstrafe.im.st~ndrechtlichen.Verfahren haben in 

erster Linie· eine zweifache grundlegende allgemeine.Bedeutung: 

Einmal.rufen diese Fragen.bei.vielen.Demokraten-ohne :Unterschied ihrer 

politischen und .weltanschaulichen.Haltung.die.Erinnerung.an eine mit.schmerz­

lichem Un-erech t -und. unsagbarem .menschlichen. Leid. belaste,te .. Vergangenhei t 

wach •. Es kann kein .Zweifel daran sein,.daß die.Erinnerung.an diese,Ver-

gangenheit es gebietet 9 die Rechtsordnung gerade in jenem Bereich der Würde 

der demokratischen .Republik gemäß.zu.gestalten,. der die höchsten menschlichen 

Rechtsgüterbetrifft. 

Zum anderen Nal ist die ;Erörterung über standrechtliche Bestimmungen 

untrennbar mit der Frage der Zulässigkeit der Todesstrafe verknüpft, die 

32/A XI. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



32/A 3 

der Nationalrat für das 'ordentliche I gerichtliche; Verfahren, am 2L~. Hai 1950 

mit großer Hehrheit-verneint hato Für diemeisten'Gegner-der.Todesstrafe 

ist aber deren Problematik von'grundsätzlicher, keine-Ausnahme zulassender 

Natur; sie lehnen die .Todesstrafe 'vorbehal·tlos und damit auch als eine in 

einem außerordentlichen Verfahren>vorgesehene,Haßnahme-ab. 

Die sozia-listischen Abgeordneten sind der 'Überzeugung, - daß ,die Ent~ 

scheidung darüber, ob die standrechtlichen,Bestimmungen,aufgehoben werden 

sollen, wegen der besonderen Natur der-hiebei·zu-beurteilenden.Fragen 

nicht unter parteipolitischem Gesichtswinkel,zu·erfolgen,hat. :SS gilt wegen 

des aufgezeigten untrennbaren ,Zusammenhanges mit ,der Frage der Zulässig­

keit der Todesstrafe überhaupt in dieser Beziehung.dasselbe, wie es bereits 

anläßlich der Beratung ähnlicher Verhandlungsgegenstände von den Sprechern 

der beiden großen Fraktionen im Nationalrat klar " zum ,Ausdruck . gebracht 

vlOrden ist: 

"Wir haben uns im geschlossenen Kreise-sehr-eingehend-und.sehr.ernst 

mit dieser schwerwiegenden Frage-befaßt,und-sind zu.der.einzig.richtigen 

Auffassung. gekommen, daß eine.Stellungnahme-für oder.gegen,die.Todesstrafe 

keine parteipolitische Erwägung sein,kann,.dazu,dieser.Frage ,jede~~nzelne 

nur vor seinem Gewissen verantwortlich sein darf."-(Hauptredner der ÖVP­

Fraktion in der Sitzung des Nationalrates-vom 24~ Hai.1950, Stenogr. Pro­

tokolle des Nationalrates, VI. GP., S 889). 

lIDie Frage der Zulässigkeit der Todesstrafe ,ist letzten Endes eine 

Gewissensfrage,_die ,jrlerIJIensch für-sich entscheiden muß. Sie hat nichts 

mit der politischen Einstellung zu tun." CHauptredner der.sozialistischen 

Fraktion in der Sitzung des Nationalrates.vom 12. Mai 1948, Stenogr. Pro­

tokolle des Nationalrates, V. GP., S 2268). 

Aus den angeführten Gründen stellen die unterfertigten Abgeordneten 

den A n t rag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgeoetz vom .•••••••••• , mit dem die Bestimmungen-der Strafprozeß­

ordnung 1960 über das standrechtliche Verfahren aufgehoben werden. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1. 

Das XXV 0 Hauptstück der Strafprozeßordnung 1960, BGBl,.Nr. -98, in der derzeit 

geltenden Fassung wird aufgehoben. 

Artikel 11, 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist das Bundesministerium für 

Justiz betraute -Q-O-.-"-O-
In formeller-Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag-in erste Lesung. 

zu nehmen und dem erstunterfertigten Antragsteller das Wort zur Begründung 

zu erteilen. -0-0-0-0-0-
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